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SUMMARY 

Regionale Innovationspolitik wird heute in der Bundesrepublik Deutschland 
sowohl in zentralen, wirtschaftlich starken Regionen betrieben als auch in 
peripheren Probl emgebieten. Adressaten sind in beiden Fällen kleine und 
mittlere Unternehmen. Problemstrukturen und Maßnahmen unterscheiden sich 
dabei nur minimal. Die empirischen Ergebnisse über das Innovationsverhal­
ten von kl ei nen und mi ttl eren Unternehmen zei gen, daß Erfol gschancen für 
regionale Innovationspolitik sowohl in zentralen als auch in peripheren 
Gebieten gegeben sind. Es ist allerdings fraglich, ob eine bestandsorien­
tierte regionale Innovationspolitik regionale Entwicklungsunterschiede 
tatsächl ich beseitigen kann oder evtl. nur zu einer Stabil isierung von 
Entwicklungsabständen führt. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß Sub­
ventionszahlungen im Rahmen der regionalen Innovationspolitik eine ver­
gl ei chswei se geri ngere Bedeu tung au fwei sen als Beratungs-, I n format i on s­
und Vennittlungsaktivitäten. Kleine und mittlere Unternehmen beklagen zwar 
häufig Finanzierungsprobleme gerade bei Innovationsprojekten, diese Finan­
zierungsprobleme sind aber oft ledigl ich ein Ausdruck von Informations­
und Know-how-Defiziten. 

1. Konzeptionelle Überlegungen 

1.1 Der Begründungszusammenhang 

Innovationspolitik wird in der Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich 
als Strukturpolitik und damit als Wachstumspolitik verstanden. Das Oberziel 
ist somit die Vergrößerung des Bruttosozialproduktes genauso wie die Siche­
rung und die Schaffung von Arbeitsplätzen. Diese Ziele werden angestrebt 
über die Einführung und Entwicklung von neuen und wettbewerbsfähigen Produk­
ten und Verfahren in den Unternehmen. Teilweise wird die regionale Innova­
tionspolitik als Regionalisierung der nationalen Technologiepolitik defi­
niert (1), teilweise wird sie aber auch als Alternative zur traditionellen 
regionalen Entwicklungspolitik gesehen (2). Die Entwicklung des Konzeptes 
war eine Reaktion auf die unbefriedigende Effizienz der traditionellen Tech­
nologiepolitik und stärker auf Plausibilitätsüberlegungen und Hypothesen 
aufgebaut als auf einer empirischen Analyse regionaler Innovationsdefizite 
und Probleme. Drei Argumentationsstränge lassen sich unterscheiden: 

Die traditionelle Forschungs- und Technologiepolitik der 60er und 70er 
Jahre in der Bundesrepublik DeutSChland wurde als "Politik gegen die Re­
gionen" verstanden. Es war eine eindeutige Konzentration auf ,Großtech-
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nologien, Großprojekte und auch Großunternehmen festzustellen. Die sich 
daraus ergebende Diskriminierung von kleinen und mittleren Unternehmen 
führte auch zu einer Diskriminierung peripherer Regionen, da Großunterneh­
men ihre Forschung und Entwicklung in den Zentren konzentrieren. 

- Die traditionelle Forschungs- und Technologiepolitik wurde als volkswirt­
sChaftlich ineffizient angesehen. Die finanziellen Anreize für die Durch­
führung von Großprojekten in Großtechnologiebereichen, wie Kernenergie und 
Großcomputerbau, führten nach Ansicht vieler Experten zu einer Fehlalloka­
tion von Ressourcen. Es wurde davon ausgegangen, daß Großunternehmen die 
fi nanzi ell en Forschungs- und Entwi ckl ungsanrei ze al s :-li tnahmegewi nne rea­
lisieren. Die empirischen Erkenntnisse über den Ablauf von Innovationspro­
zessen in großen und kleinen Unternehmen wiesen ~arüber hinaus darauf hin, 
daß in den kleinen und mittleren Unternehmen ein erhebliches innovatives 
Potential vorhanden ist, das mit vergleichsweise geringen Anreizen mobili­
siert werden könnte. 

- In der i-litte der 70er Jahre wurde in der Bundesrepubl ik von Organen der 
Politikberatung eine Beschleunigung des weltwirtschaftlichen Strukturwan­
dels und die Gefahr eines Verlustes von Wettbewerbspositionen konstatiert 
(3). Es herrschte die Ansicht vor, daß die Volkswirtschaft mit diesem 
Strukturwandel nur dann fertig werden kann, wenn die Innovationstätigkeit 
in der gesamten Bandbreite der Industrie über alle Größenklassen und Re­
gionen hinweg intensiviert werden könnte. Hierfür war eine starke Auswei­
tung des Klientenkreises der Forschungs- und Technologiepolitik nötig. 
Darüber hinaus wurde auch die Notwendigkeit zu einer Vergrößerung des Maß­
nahmenspektrums, insbesondere in dem Bereich Beratung, Informationsver­
mittlung und Technologiegtransfer, gesehen. 

Aus dieser Argumentation folgt notwendigerweise die Formulierung einer 
regionalen Innovationspolitik, die in ihren ~laßnahmen, Institutionen, Akto­
ren und Klienten dezentralisiert ist (4). 

Regionale Innovationspol itik kann al s aggressive und al s defensive 
Strategie definiert werden: 

o Eine aggressive Strategie versucht durch eine gezielte und marktorien­
tiert Förderung der Umsetzung von Forschungs- und Entwicklungsergebnis­
sen neue Produkte und Verfahren zu fördern und damit neue Märkte und 
Nachfragepotentiale zu eröffnen. Sie verfolgt damit die gleiche Zielset­
zung wie die nationale Forschungs- und Technologiepolitik. 

o Als defensive Strategie konzentriert sich regionale Innovationspolitik 
auf die Beseitigung von Hemmnissen.und Engpässen für die Ubernahme und 
Einführung von technischen Neuerungen, die im Vergleich zu fÜhrenden 
(zentralen) Regionen auftreten, und fördert damit die Anpassung an die 
allgemeine technische Entwicklung und den wirtSChaftlichen Strukturwan­
del. Sie übernimmt damit Zielsetzungen der klassischen regionalen Ent­
wiCklungspolitik. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, daß immer 
stärkere Zweifel an einer primär sektoral orientierten Subventi onspol i­
tik aufgetreten sind, da dieser eine strukturkonservierende und damit 
langfristig die Hettbewerbsfähigkeit verringernde \,irkung zugesprochen 
werden (5). 

1.2 Der Adressatenkreis 

Adressaten regionaler Innovationspolitik sind in erster Linie kleine 
Jnd mittlere Unternehmen. Die Annahme, daß derartige Unternehmen in periphe-
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ren Regionen ein anderes Innovationsverhalten, konkret eine geringere Inno­
vationstätigkeit, zeigen und sich in ihrer Innovationstätigkeit erheblich 
größeren Innovationsbarrieren gegenübersehen als kleine und mittlere Unter­
nehmen in zentralen Regionen (6), mußte aufgrund empirischer Ergebnisse dif­
ferenzi ert werden. Untersuchungen regi on al er I nnovati onsdefi zi te haben ge­
zeigt, daß die Innovationsintensität, d.h. der Anteil innovierender Unter­
nehmen an allen Unternehmen einer Region, in zentralen Regionen höher ist 
als in peripheren. Die innovierenden kleinen und mittleren Unternehmen er­
wirtschaften einen höheren positiven Beitrag zur regionalen Beschäftigung 
als andere Unternehmen dieser Größenklassen, die nicht innovi eren. Die Ver­
hal tensunterschi ede zwi schen ansonsten ähnl i chen i nnovi erenden Fi rmen in 
zentralen und peripheren Regionen sind relativ klein und statistisch in der 
Regel nicht signifikant. Kleine und mittlere Unternehmen in pe ripheren Re­
gionen scheinen allerdings eine erheblich geringere Außenorientierung aufzu­
weisen und werden daher vermutlich Nachteile im Technologietransferprozeß 
erleiden. In der Regel h"ängen die Engpässe im Innovationsprozeß, abge­
sehen von der Qualität des Arbeitsmarktes und der Existenz von Forschungs­
einrichtungen nicht von Standortfaktoren ab. Bei diesen Engpässen handelt es 
sich in erster Linie um Informations- und Know-how-Engpässe. 

1.3 Das Instrumentarium 

Aus der spezifischen Problemsituation des Adressatenkreises ergibt sich 
eine Erweiterung und Akzentverschiebung i,n Instrumentarium. Das Instrumenta­
rium der klassiSChen Forschungs- und Technologiepolitik besteht IVeitgehend 
aus indirekten und direkten finanziellen Anreizen. Diese :1a Unahmen werden 
ergänzt durch: 

o Maßnahmen zu Informations- und Kontaktvermittlung, 
o Innovationsberatung für kleine und mittlere Unternehmen 
o Technologietransfer aus Forschungs- und Lehreinrichtungen in die Unter-

nehmen, 
o Verbesserungen der Innovationsfinanzierung, 
o technologieorientierte Gründer- und Unte rnehmensfinanzieru ng sowie 
o die Bündelung von Maßnahmen, z .B. in Technologiezentren oder regiona len 

innovationspolitischen Initi ativen. 
Die genaue Defin i tion des Instrumentariums und der Erfolg der ei nzelnen Maß­
nahmen hängen entSCheidend von einer potential- und situationsgerechten Aus­
gestaltung ab. 

1.4 Organisationsformen 

Politische Maßnahmen, die sich an kleine und mittlere Unternehmen rich­
ten, können nur dezentralisiert und unternehmensnah erfolgversprechend rea­
lisiert werden. Dies gilt ins beso ndere dann, wenn komplexe Handlungsabläufe, 
wie die Innovationstätigkeit, im ~littelpunkt stehen. Die Dezentralis ierung 
betrifft dabei ni ch t nur die phys i sche Verteilung von Einrichtungen der In­
novationspolitik und somit deren Vorhandensein auf lOkaler und regionaler 
Ebene, sondern auch eine dezentrale Formulierung und Implementation der Po­
litik auf lOkaler und regionaler E~ene sowie die Verwendung von intermediä­
ren und privaten Ak toren an der SChnittste lle zwischen Politik und Adressat. 

<onzepte der regionalen Innovationspolitik können von oben nach unten (z.B. 
die Pilotprojekte zur Innovationsberatung des BMF T) oder von unten nach Oben 
(z.B. Gründer- und Technologiezentren auf der Gru ndlage von lokalen/reg iona­
len Initiativen) entwickelt werden. Dezentral definierte Konzepte sind gene­
rell zu präferieren, da von übergeordneter Ebene implementierte Aktionen 
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erst mittelfristig in einer Region verankert werden k5nnen und mit gr5ßeren 
AkzeptanzproblBnen zu kämpfen haben. Von lOkal/regional for~ulierten und im­
plementierten Maßnahmen ist ein sehr viel stärkerer Bezug zum mobilisierba­
ren Potential und auch eine stärkere Aktivierung , der Selbs thilfe zu erwar­
ten. 

2. Beispielhafte Realisierungsformen in der Bundesrepuolik Deutschland 

2.1 Innovationspolitik in den Bundesländern 

Beginnend in der Mitte der 7Der Jahre und angeführt von Baden-Württem­
berg haben nahezu alle deutschen Bundesländer spezielle auf kleine und mitt­
lere Unternenmen ausgerichtete Innovationsf5rderungsprogramme aufgelegt. 
Teilweise handelt es sich dabei um komplett neue Maßnahmenbündel , teilweise 
wurden lediglich bereits seit längerer Zeit exis tierende Mittelstandsf5rde­
rungsprogr~nme revidiert und stärker innovationsorientiert ausger ic htet. 

2.1.1 Baden-Württemberg 

Das Land Baden-Württemberg hat bereits in der Mitte der 70er Jahre ein 
I nnovati onsf5rderungsprogramm aufgel egt. Es konnte dabei ei nersei ts auf ei n 
relativ großes Potential innovativer kleiner und mittlerer Unternehmen zu­
rückgreifen und andererseits eine F5rderinfrastruktur nutzen, deren Wurzeln 
bis ins 19. Jahrhundert zurückgehen. Die wichtigsten Maßnahmenbereiche sind: 
- Direkte Projektf5rderung durch Zuschüsse und Darlehn fUr Entwicklungsvor-

haben, die Produktionsaufnah~e für neue Produkte und die Einführung neuer 
Produktionsverfanren von kleinen und mittleren Unternehmen, wenn diese mit 
erheblichen technischen Risiken verbunden sind. 

- Die F5rderung von technologieorientierten Existenzgründungen durch 
Beteiligungen, die durch das Land garantiert und verbilligt werden . 

- Externes Entwicklungsmanagement für kleine und mittlere Unternehmen durch 
di e Stei nbei s-Stiftung fUr Wi rtschaftsf5rderung. Di eses externe Entwi ck­
lungsmanagement ist in bestimmten Grenzen für die Unternehmen kosten frei . 

- Kostenlose Kurzberatungen be i Innovationsproblemen und Fragen des Techno­
I ogi etrans fers durch 23 lokal e Kontaktberatungsstell en bei \,i rtscha ftsor­
ganisationen und Fachhochschulen. 

- Das Land betei ligt sich finanziell an 10 Gründer- und Tecllnologiezentren 
(Aalen, Freiburg, Heidelberg, Heilbronn, Karlsruhe, Konstanz, i1annhe im, 
Offenburg, Stuttgart, Ulm). 

Eine besondere Rolle im Rahmen der Innovationsf5rderung und des Techno­
logietransfers spielt die durch die Steinbe is- Stiftung für Wirtschaftsf5rde­
rung und den Regierungsbeauftragten für Technologietransfer bereitgestellte 
Innovationsinfrastruktur. Die Steinbeis-Stiftung verfügt heute über 16 tech­
nische Beratungsdienste an den Fachhochschulen des Landes sow i e über 12 
technologiespezifische Transferzentren. Dieses Beratungsangebot wird ergänzt 
durch die Beratungs- und Transferstell en der Kammern, Vii rtschaftsverbände, 
Univers i täten und des Landesgewerbeamtes . Di ese Ei nri chtungen bi eten den 
kleinen und mittleren Unternehmen des Landes kostenfreie Kurz- und Anfangs­
beratungen an. Weitere Leistungen und insbesondere Entwicklungsarbeiten wer­
den den Unternehmen in Rechnung gestellt. 

2.1.2 Das Beispiel Nordrhein-Westfalen 

Anders als in den übrigen Bundesrändern werden in Nordrhein-\,estfalen 
durch das Land auch Innovationsvorhaben von Großunternehmen gefördert. Dies 
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erklärt sich aus der sektoralen StruKtur dieses Bundeslandes mit hohen An­
teilen der Sektoren Stahl, Bergbau und Energie. Diese Maßnahmen sollen hier 
nicht betraChtet werden. Die wichtigsten Ma~nahmen für Kleine und mittlere 
Unternehmen sind: 
- Zuschüsse bis zu 100 % der zllwendungsfähigen Ausgaben bei Projekten zur 

EntwiCklung, Einführung und Verbreitung neuer Produkte und Verfahren in 
kleinen und mittleren Unternehmen. 

- Die Förderung von Pilotprojekten und ähnlichen Vorhaben, die der ErarDei­
tung und/oder Anwendung neuartiger Systeme, Methoden oder Verfahren zur 
betri ebl i chen Lei stungsstei gerung in kl ei nen und mi ttl eren Unternehmen 
dienen. 

- Kostenerstattung bei Innovations- und Technologieberatung durch Hochschul­
lehrer, freie Berater und den RKW-Beratungsdienst mit unterSChiedlichen 
Prozentsätzen. 

- Förderung von lOkalen Gründer- und Technologiezentren durch eine Ubernahme 
von 50 % des laufenden Defizits in den ersten 3 Jahren durch das Land. 

2.2 Die Modellversuche des Bundesministeriums für Forschung und TeChnologie 

Für den Bereich der regionalen Innovationspolitik sind zwei Maßnahmen 
des BMFT von besonderer Bedeutung. Hi erbei handel t es siCh zunäChst um die 
Pi lotvorhaben zur Innovati onsberatung, di e sei t 1977 mi t Bundesmi ttel n fi­
nanziert wurden, sowie den Modellversuch "Förderung technologieorientierter 
Unternehmensgründungen". Im Rahmen der Pilotvorhaben zur Innovationsberatung 
wurden tei lwei se technol ogi espezifi sche Beratungss tell en bei Unternehmens­
verbänden sowie Innovationsoeratungsstellen bei Industriegewerkschaften ge­
fördert. Das SChwergewicht lag allerdings bei den in Tabelle I dargestellten 
regionalen Beratungsstellen, die nahezu ausscnließlich bei Industrie- und 
Handel skammern und RKW-Stellen angesiedel t waren. Zielsetzung der Pilotvor­
haben war eine stärkere Innovationsorientierung der traditionellen Betriebs­
beratung unter gleiChzeitiger Mobilisierung des Tecnnologietransfers aus der 
Forschung in den Unternehmensbereich. Der größte Teil dieser Pilotvorhaben 
läuft derzeit aus. In den meisten Fällen ist es gelungen, für die Pilotpro­
jekte neue Träger (Industrie- und Handelskammern, RKW, Landesregierungen) zu 
finden. Darüber hinaus haben die Pilotvorhaben beispielgebend für andere re­
gionale BeratungSdienste gewirkt. 

Im Rahmen des sei t Mi tte 19B3 exi sti erenden rlodell versuchs "F örderung 
technologieorientierter Unterneh,nensgründungen" sind unter dein Bl ickwinkel 
regionaler Innovationspolitik insbesondere zwei Varianten von besonde rer Be­
deutung (3): 
- Die Regionalvariante und 
- die Technologiezentrenvariante. 
Der ModellverSUCh will durCh ZUSChüsse und die Übernahme von Risikobe teili­
gungen die Entstehung technologieorientierter Unternehmen in den Phasen der 
Konzeptentwicklung, der teChniSChen EntwiCklung und der 
Produktionsaufnahme fördern. Das Programm wird in der Regionalvariante durch 
Innovat i onsberatungss tell en bei I ndustri e- und Handel sk amme rn (tbr-Bochum, 
ZPT -Saarbrücken, UTB-Karl sruhe, OTTI-Regensburg) das Hamburger Insti tut für 
Techno 1 ogi e trans fer und das VD I - Techno 1 ogi ezentrum admi ni s tri ert. I n der 
Technologi ezentrenvariante können die Bundesländer insgesamt 15 Technologie­
zentren benennen, die nach einem ßevölkerungsschlüssel auf die einzelnen 
3undesländer verteilt wurden. Bisher sind 10 dieser Zentren benannt und 
durch das ßMFT akzeptiert worden. Die Förderregionen und die Standorte der 
rechnologiezentren sind in Abbildung I dargestellt. Ziel des i1odellversuchs, 
jer bis Ende 1986 Defristet ist, ist wiederum die Mobilisierung nichtstaat-
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Tab. I: Pilotvorhaben zur Innovationsberatung 

- Beratungsstelle für Innovation und Technologie-Transfer (BITT) Rheinland­
Pfalz 

- Innovations-Beratungs-Stelle der Industrie- und Handelskammer Siegen 

- Innovations-Beratungsstelle der Industrie- und Handelskammer Rhein-Neckar, 
Heidelberg 

- Innovations-Beratungs-Stelle der Industrie und Handelskammer Mittlerer 
Niederrhein, Mönchengladbach 

- Technologieberatungsstelle Ruhr (tbr) e.V. 

- Technologie-Vermittlungs-Agentur (TVA) Berlin 

- Ostbayerisches Technologie-Transfer-Institut (OTTI) e.V. 

- Innovations-Beratungs-Stell e beim Forschungskuratori um ~laschi nenbau e. V. 
des Verbands Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V . 

- Innovations-Beratungs-Stelle der Wirtschaftverbände Eisen, Bl eck und :~e­
tall verarbeitende Industrie e.V. und St ah l verformung e . V. 

- Inn ovations- Beratungs- Ste ll en des Rational isierungs-Ku ratoriums der Deut­
schen Wirtschaft e.V., und zwar bei 

oder RKW-Landesgruppe Baden-Württemberg 
oder RKW-La ndesgruppe Niedersachsen 
oder RKW -Landesgruppe Hessen 
oder Produktivitätszentrale Saar 
odem RKW -Stützpunkt Dei der IHK ßraunschweig 
oder RKW-Landesgruppe Hamburg 

Innovations-Beratungs-Stelle der Industriegewerkschaft Metall in Berlin 
und Hamburg 



W 
Zl-JOA 

l·J 
V 

so 
V H 

V 

8H 

~ 

1.:lW8 sap no 11 1 .. 

- L -

tlO V ,;'rfV 
lij)/ 



- 8 -

licher Träger für eine Fortführung der Aktivitäten nach Bee ndigung des Mo­
dellversuchs. Die motivierende Funktion des Modellversuchs zeigt s ich an der 
sehr großen Zahl von Gründer- und Technologiezentren sowie anderen lokalen 
und regionalen Initiativen zur technologieorientierten Gründerförderung in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

2.3 Lokale und regionale Gründer- und Technologiezentren 

Mit einer erheblichen Zeitverzögerung im Vergleich zu den ~SA, Großbri­
tannien und den Niederlanden wurde Ende 1983 das erste Gründer- und Techno­
logiezentrum in der Bundesrepublik Deutschland in Berlin eröffnet . Das Vor­
bild dieses Zentrums hat zu einer großen Zahl von weiteren lokalen und re­
gionalen Initiativen geführt, so daß heute bereits 28 derartige Zentren in 
der Bundesrepublik Deutschland arbeiten. Bis Ende 1985 werden etwa 35 Zen­
tren ihre Arbeit aufgenommen haben. Mit einer Verdoppelung dieser Zahl ist 
in den nächsten 1 1/2 Jahren zu rechnen. Die Obersicht über die Projekte in 
ihren unterschiedlichen Entwicklungsstadien in der Abbildung II zeigt, daß 
die Projekte über die ganze BundesrepUblik verteilt sind, wobei sich gewisse 
SChwerpunk tbi I dungen in Nordrhei n-\,estfal en und Baden-Hürttemberg ergeben. 
Beide Bundesländer haben auch als erste formelle Programne für die öffentli­
che Förderung von Grü nder- und Technologiezentren aufgelegt. 

In der Organisationsform der Zentren finden wir eine sehr weite Band­
breite, die von rein privat bis rein staatlich reicht. In der Mehrzahl der 
Fälle sind allerdings Kommunen die Träger. 11an bemüht sich aber in der Re­
gel, weitere, intermed iäre oder private Institutionen in die Trägerschaft 
einzubinden. \,enn dies in der Finanzierung nicht möglich i st, so wird ver­
sucht, zumi ndest ei nen rel ati v umfangrei chen Förderkrei s oder Trägerverei n 
zu bil den. 

AuCh inhaltl ich unterscheiden sich die Zentren in der ßundesrepubl ik 
stark. Die aandbreite reicht von Gründerzentren für den Handwerksbereich, 
die keinerlei zentrale Einrichtungen oder Dienstleistungen anbieten über Ge­
werbezentren, die ke ine hohen Anforderungen an die Technologieorientierung 
stellen, zu Technol og iezentren, die technologieorientierte Un ternehmensgrün­
der und junge Unternehmen fördern wollen und zu diesem Zweck zentrale Ein­
richtungen und Dienstleistungen bereitstellen, bis hin zu forschungsparkähn­
lichen Einrichtungen, die ohne zentrale Einrichtungen und Dienstleistungen 
Standorte für die Forschungsaktivitäten von jungen und etablierten Unterneh­
men anbieten. Der Schwerpunkt liegt im BereiCh der technologieorientierten 
neuen und jungen Unternehmen. 

Die sehr ra sante EntwiCklung in diesem Bereich ist einerseits durchaus 
positiv zu bewerten. Die lokale und regionale WirtSChaftsförderung hat sich 
lange Zeit auf etablierte und größere Unternehmen konzentriert. Unterneh­
mensg ründer sind erst in den letzten Jahren in das Bli Ckfeld der Entschei­
dungsträger auf dieser Verwaltungsebene gerückt. Da sich diese Aktiv itäten 
stark an neuen Tecllnol ogi en ori enti eren, ist generell ei ne stärkere Innova­
tionsori ent ierung der lOkalen und regional en \,irtschaftsförderung festzu­
stellen. In vielen Projekten arbeitet eine große Zahl unterschiedl icher In­
stitutionen zusamlllen, die in ihrer Gesamtheit das für die wirtSChaftliche 
EntwiCklung einer lOkalen oder regionalen WirtSChaft wichtige Umfeld bil­
den. In diesem Prozeß müssen viele dieser Institutionen neue Aktivitäten in 
ihr Profil aufnehmen, was zu institutionellen Innovationen führt. 
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Abb . II: Technologiezentren in der Bundesrepublik 

(August 1985) 
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Negativ kann sieh eine zu geringe Potentialorientierung der Initiativen 
auswirken. Wie bereits erwähnt, konzentrieren sich die meisten Zentren auf 
den Bereich der technologieorientierten jungen und neuen Unternehmen. Dieses 
Potential ist relativ begrenzt. Abgesehen davon, daß es keine endgültige De­
finition für Technologieorientierung gibt, ist davon auszugehen, daß viele 
Zentren, insbesondere solche in peri pheren Regi onen, ihren Anspruch an das 
technologische Niveau der Projekte in den Zentren reduzieren müssen. Dies 
ist dann unproblematisch, wenn nicht durch frühzeitige finanzielle und per­
sonelle Fest1egungen Einrichtungen aufgebaut wurden, die durch weniger tech­
no10gieorientierte Unternehmen nicht auslastbar sind. Bisher haben die Zen­
tren, die bereits arbeiten, kaum Aus1astungsprob1eme. Darüber hinaus sCheint 
der Zwang zur Flexibilität durch die meisten Initiativen akzeptiert zu wer­
den. 

2.4 Regionale Initiativen zur Innovationsfinanzierung 

Die Finanzierung von Innovationen durch Eigenkapital oder eigenkapital­
ähnliche Finanzierungsformen gilt in der Bundesrepublik Deutschland seit 
langem als Defizitbereich. Innovationen in kleinen und mittleren Unternehmen 
und insbesondere bei neugegründeten Unternehmen si nd tendenz i e 11 ri si korei­
cher, aber auch potentiell profitabler als andere Aktivitäten von Unterneh­
men. Die spezifischen Risiken der Innovationstätigkeit 1 assen den Eindruck 
entstehen, daß eine Eigenkapitalfinanzierung, die an Risiko- und Gewinnchan­
cen beteiligt ist und keinen stetigen Einkommensstrom nötig macht, die adä­
quate Finanzierungsform ist. In diesem Bereich, der z.B. in den USA durch 
den Venture-Capita1-Sektor wei tgehend abgedeckt wird, bestand für die Bun­
desrepublik lange ein großes Defizit. Heute ex istieren etwa 30 Venture-Capi­
tal-Firmen in der Bundesrepublik. Die 11ehrzah1 wurde 1984 gegründet. Nur 
eine, die Deutsche-Wagnis-Finanzierungsgese11schaft, begann ihre Aktivitäten 
bereits in den frühen 70er Jahren. Allerdings beschränken die meisten neuen 
Venture-Capita1-Gese11schaften ihre Aktivitäten auf Unterne~nen in der 
Wachstumsphase und sind nicht in der Lage, technologieorientierte Gründungen 
und Jungunternehmen zu finanzieren. 

Tab. 11: Innovati on s- und Wagnisfinanzierung druch lOkale Banken und Spar­
kassen 

Betei1igungspro- Kreditpro-
gramm seit gramm seit 

Sparkasse Göppingen Apri 1 1983 
Sparkasse Ber1in Ok tober 1983 
Sparkasse Siegen November 1983 
Sparkasse Düsse1dorf Juni 1984 
Sparkasse Hannover November 1984 

Sparkasse Aachen Oktober 1983 
Sparkasse Ka r1sruhe Dezember 1983 
Sparkasse Köln Dezember 1983 
Sparkasse Pforzheim Februar 1984 
Sparkasse Essen Oktober 1984 

- - ---- -- - -
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In diesem Segment des Kapitalmarktes haben siCh allerdings durch neue 
Aktivitäten von lO ka len und regionalen Sparkassen seit 1983 einige wichtige 
Neuerungen ergeben. Die Sparkassen in der Bundesrepubl ik sind Universal ban­
ken, die in ihren Aktivitäten lediglich regionalen Beschränkungen unterlie­
gen. Sie sind nicnt allein die Banken von Privatkunden, sondern auch die der 
lOkalen und regionalen mittelständischen Wirtschaft. Tabelle 11 gibt einen 
Oberbl ick über neue re Ri si kokapi tal- und I nnovati ons fi nanzi erungsprogramme 
von bundesdeutschen Sparkassen. Während die Beteiligungsprogra~me ähnlich zu 
Venture Capital ausgestaltet sind und teilweise auch mit den gleiChen Pro­
blemen zu kämpfen haben, weisen die Innovationskreditprogramme einige inter­
essante Aspekte auf. Die Konditionen unterscheiden siCh in der Regel nicht 
von den MarKtbedingungen für Kredite an kleine und mittlere Unternehmen. Die 
hauptsächliche Neuerung ist die Tatsache, daß diese Kred ite am Risiko der 
finanzierten Innovationsprojekte bzw. der technologieorientierten Unterneh­
mensgründungen teilhaben. Wenn ein Projekt nicht erfolgreich ist, behält 
sich die Bank die r~öglichkeit vor, auf die RÜCkzahlung in bestimmten Grenzen 
zu verzichten. Die jeweilige Bank wird darüber fallweise entscheiden. Neuar­
tig ist auch die Kombination von Kreditvergabe und Innovationsberatung, wie 
sie von der Sparkasse Köln angeboten wird. 

Die ersten Erfallrungen mit diesen Program,nen zeigen, daß beide Se iten, 
Innovatoren bzw. Fi rmengründer und Banken, ei ne geIVi sse Lernphase durcnl au­
fen. Sowohl die Präsentation der Projekte als auc h deren ßewe rtung durch die 
Kreditinstitute war zu Begin n mit erheblichen Problemen oelastet. Die Exi­
stenz der Pr og r amme allein zeigt aber , daß siCh ein groiJer Be reich des bun­
desdeutschen Ba nkenwes e ns der Tatsache bewußt ist, daß eine Kr ed itvergabe 
all ei n aufgrund von Si cherhei ten oder 1 a ngfri s ti gen Geschä ftsbezi eh un gen 
nicht mehr möglich ist und verstärKt Ert r agsk raft und Zukunftsaussichten von 
zu fin anz i erenden ProjeKten belVertet lVerden müssen. 
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